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chen Grund ganz oder teilweise außer Dienst gestellt oder ent-
widmet werden. Dasselbe gilt entsprechend für einzelne Grab-
stätten. 
 

eunte Satzung zur Änderung der Satzung über den Betrieb und
er Stadt Braunschweig (Betriebs- und Gebührenordnung der Fe tu

.
 

Satzung über die Benutzung der Städtischen Friedhöfe in 

1982 (Nds. GVBl. S. 
29), zuletzt geändert aufgrund des „Gesetzes zur Änderung des 

Kommunalverfassungsrechts und anderer Gesetze“ vom  
22. April 2005 (Nds. GVBl. S. 110) hat der Rat der Stadt Braun-
schweig folgende 
 

A  I 

I. Allgemeine Vorschriften 

nd 

heim, 
üningen, Schapen, Stöckheim, Thune, Timmerlah, Volk-

r 

hweig bzw. nach deren Ableben den in § 15 genannten oder 
, 

. 

 Nutzungs-
cht auf die Bewohner des ehemaligen Ortsteils beschränkt, in 

dem der Friedhof liegt. Personen, die nicht Bewohner des ehe-
maligen Ortsteiles sind, können das Nutzungsrecht erwerben, 

fern es die Belegungsmöglichkeiten zulassen. 

) Jeder Friedhof oder Friedhofsteil kann aus wichtigem öffentli-

ite-

. 

) Im Falle der Entwidmung sind die in Erd- und Urnengrabstät-

-

m 
gen des Verstorbenen oder dem jeweiligen Nutzungs-

erechtigten einen Monat vorher mitgeteilt werden. 

as 

en für die restli-
he Nutzungszeit bei Eintritt des weiteren Bestattungsfalles auf 
ntrag andere Erd- oder Urnengrabstätten zur Verfügung zu 

stellen. 
 
(5) Alle Erdgrabstätten nach Abs. 3 und 4 sind von der Stadt 
kostenfrei in ähn t gestellten 

der entwidmeten Grabstätten herzurichten. Die Ersatzgrabstät-

II. Ordnungsvorschriften 

Öffnungszeiten für Besucher 

(1) Die Friedhöfe sind während der von der Stadt festgesetzten 
Zeit für den Besuch geöffnet. Die Besuchszeiten werden an den 

riedhofseingängen angezeigt. 

nlass vorübergehend untersa-
en. 

§ 4 
Verhalten auf den Friedhöfen 

Orte
hofs

(2) Auf den Friedhöfen ist insbesondere nicht gestattet, 

(2) Durch die Außerdienststellung wird nur die Möglichkeit we
rer Beisetzungen ausgeschlossen; durch die Entwidmung geht 
außerdem die Eigenschaft als Ruhestätte der Toten verloren
Jede Außerdienststellung oder Entwidmung nach Abs. 1 ist 
öffentlich bekanntzumachen. Der jeweilige Nutzungsberechtigte 
erhält einen schriftlichen Bescheid. 
 

der Stadt Braunschweig 
(Friedhofsordnung) 

vom 5. Juli 2005 
 
Auf Grund der §§ 6 und 8 der Niedersächsischen Gemeindeord-
nung (NGO) in der Fassung vom 22. Juni (3

ten Beigesetzten für die restliche Ruhezeit oder die restliche 
Nutzungszeit auf Kosten der Stadt in andere Grabstätten umzu
betten. Im Falle der Außerdienststellung gilt Satz 1 entspre-
chend, soweit Umbettungen erforderlich werden. Der Umbet-
tungstermin soll bei Erd- und Urnengrabstätten möglichst eine
Angehöri

2

Satzung beschlossen: 

rtikel
b 
 
(4) Soweit durch eine Außerdienststellung oder Entwidmung d
Recht auf weitere Beisetzungen in Erd- und Urnengrabstätten 
erlischt, sind den jeweiligen Nutzungsberechtigt

 
§ 1 

Geltungsbereich, Friedhofszweck, Nutzungsberechtigte 
 
(1) Die Friedhöfe (Stadtfriedhof Helmstedter Straße 38 a, 42 u
54 c und die Friedhöfe der ehemaligen Ortsteile Bevenrode, 
Bienrode, Broitzem, Harxbüttel, Hondelage, Lamme, Raut

c
A

R
licher Weise wie die außer Diensmarode, Waggum, Wenden und der Friedhof Veltenhof) sind 

öffentliche Einrichtungen der Stadt Braunschweig. Sie dienen 
der Bestattung oder Beisetzung von Leichen und Urnen. 
 
(2) Für den Stadtfriedhof an der Helmstedter Straße und den 
Friedhof Veltenhof steht das Nutzungsrecht nach Maßgabe de
Vorschriften dieser Satzung allen Einwohnern der Stadt Braun-

o
ten werden Gegenstand des Nutzungsrechtes. 
 
 

 
§ 3 sc

nach § 15 Abs. 4 Satz 3 zugelassenen Personen zu. Personen
die nicht Einwohner der Stadt sind, können dieses Nutzungs-
recht erwerben, sofern es die Belegungsmöglichkeiten zulassen
 
(3) Bei den ehemaligen Ortsteilfriedhöfen wird das

 

F
 
(2) Die Stadt kann das Betreten der Friedhöfe oder einzelner 
Friedhofsteile aus besonderem A

re

gso
  

§ 2 
Außerdienststellung und Entwidmung 

  
(1) Auf den Friedhöfen hat sich jeder ruhig und der Würde des 

s entsprechend zu verhalten. Die Anordnungen des Fried-
personals sind zu befolgen. 

(1

 



 

 
 
       

 Rollstühle; Berechtigten nach § 5 ist 
attet, 

c) endnachmittagen oder in 
oder Beisetzung gewerbliche 

-

f)  seine Einrichtungen, Anlagen und Grab-
stätten zu verunreinigen oder zu beschädigen sowie Grab-

her, Erde und dergleichen wider-
rechtlich zu entfernen, 

) Die Friedhofsverwaltung kann auf schriftlichen Antrag Aus-
nahmen von Vorschriften des Abs. 2 zulassen, soweit sie mit 
dem Zweck der Friedhöfe und der Ordnung auf ihnen vereinbar 

nd. 

n. 

ie 
it 

ksordnung und Antragsteller der Gärtner-
erufe ihre Eintragung in das Verzeichnis der Landwirtschafts-

en beruflichen Abschluss abgelegt hat, 
ofern nicht Ausnahmeregelungen, z. B. gemäß § 71 BVFG, §§ 
 und 7 Abs. 6 bzw. § 7 Abs. 3 Handwerksordnung etc. etwas 

 genannter Tätigkeiten gestattet werden, wenn dies 
it dem Friedhofszweck vereinbart ist. Abs. 2 Satz 1 und Abs. 4 

tpflichtversicherungsschutz 
achweist. 

is auszustellen. Die 
ulassung und der Bedienstetenausweis sind dem aufsichtsbe-

) Gewerbliche Arbeiten dürfen auf den Friedhöfen grundsätz-

önnen Arbeiten auch an Samstagen genehmigt werden. Aus-

 
ur auf den für sie vorgesehenen Abfallsammelplätzen 

blagern. An oder in den Wasserentnahmestellen dürfen Geräte 
 

cherem Zustand zu halten. 

) Gewerbetreibenden, die nach zweimaliger schriftlicher Mah-
nung gegen die Vorschriften des § 5 verstoßen haben oder bei 
denen die Voraussetzungen des Abs. 2 ganz oder teilweise 
entfallen, kann die Zulassung auf Zeit oder auf Dauer entzogen 
werden. 

III. Erd- und Feuerbestattungsvorschriften 

Allgemeines 

 
n. 

) Sofern keine anonyme Beisetzung erfolgt, ist ein Nutzungs-

 Tag und die Uhrzeit 
er Bestattung oder Beisetzung im Zusammenwirken mit dem 

ssen in der Regel spätestens 
m vierten Tag nach Eintritt des Todes erfolgen. 

 
(4) Erd- und Feuerbestattungen obliegen unter Beachtung der 

esetzlichen Vorschriften der Stadt bzw. den nach § 5 Abs. 1 

) Die Öffnung einer noch nicht bestatteten Leiche in Friedhofs-
h 

) Jeder Leichnam, der auf den Friedhöfen eingebracht wird, 

ss 
r 

aus leicht verrottbarem Holz hergestellt sein. 
euartige Sarg- und Bestattungsmaterialien können zugelassen 

t 
für Beisetzungszwecke nachgewiesen wird. Anderes Material 

a) Wege mit Fahrzeugen aller Art zu befahren, ausgenommen 
sind Kinderwagen und
das Befahren der Wege gest

b) Waren aller Art, insbesondere Kränze und Blumen, sowie 
gewerbliche Dienste anzubieten, 
an Sonn- und Feiertagen, Sonnab
der Nähe einer Bestattung 
Arbeiten auszuführen, 

d) gewerbsmäßig ohne Genehmigung des Nutzungsberechtig
ten zu fotografieren, 

e) Druckschriften zu verteilen, 
den Friedhof und

stätten unberechtigt zu betreten, 
g) zu lärmen und zu spielen, 
h) Tiere - ausgenommen Blindenhunde - mitzuführen, 
i) Blumen, Pflanzen, Sträuc

j) Abraum und Abfälle außerhalb der dafür bestimmten Stel-
len abzulagern. 

 
(3

si
 
(4) Totengedenkfeiern bedürfen der Zustimmung der Stadt. Sie 
sind mindestens drei Werktage vor der Veranstaltung bei der 
Stadt anzumelde
 

§ 5 
Gewerbetreibende 

 
(1) Steinmetze, Bildhauer, Gärtner und Bestatter bedürfen für d
dem jeweiligen Berufsbild entsprechende gewerbliche Tätigke
auf den Friedhöfen der vorherigen Zulassung durch die Fried-
hofsverwaltung. 
 
(2) Auf ihren Antrag hin werden nur solche Gewerbetreibende 
zugelassen, die in fachlicher, betrieblicher und persönlicher 
Hinsicht zuverlässig sind. Antragsteller des Handwerks haben 
ihre Eintragung in die Handwerksrolle, Antragsteller des hand-
werkähnlichen Gewerbes ihre Eintragung in das Verzeichnis 
gemäß § 19 Handwer
b
kammer nachzuweisen. Ein Antragsteller des Handwerks oder 
des Gartenbaus hat ferner nachzuweisen, dass er selbst oder 
sein fachlicher Vertreter die Meisterprüfung oder einen ver-
gleichbaren anerkannt
s
4
anderes bestimmen. 
 
(3) Sonstigen Gewerbetreibenden kann die Ausübung anderer 
als in Abs. 1
m
gelten entsprechend. 
 
 
(4) Die Friedhofsverwaltung hat die Zulassung davon abhängig 
zu machen, dass der Antragsteller einen für die Ausführung 
seiner Tätigkeit ausreichenden Haf
n
 
(5) Die Zulassung erfolgt durch die Ausstellung einer Berechti-
gungskarte. Die zugelassenen Gewerbetreibenden haben für 
ihre Bediensteten einen Bedienstetenauswe
Z
rechtigten Friedhofspersonal auf Verlangen vorzuzeigen. Die 
Zulassung kann befristet werden. 
 
(6) Die Gewerbetreibenden und ihre Betriebsangehörigen haben 
die Vorschriften der Friedhofssatzung zu beachten. Sie haften 

für alle Schäden, die sie im Zusammenhang mit ihrer Tätigkeit 
auf dem Friedhof schuldhaft verursachen. 
 
(7
lich nur an Werktagen von Montag bis Freitag während der 
Öffnungszeiten ausgeführt werden. Fahrtore sind nach Benut-
zung zu schließen. In den Fällen des § 3 Abs. 2 sind gewerbliche 
Arbeiten ganz untersagt. Die Friedhofsverwaltung kann Verlän-
gerungen der Arbeitszeiten zulassen. In besonderen Fällen 
k
genommen von den Arbeitszeitregelungen sind Bestattungsun-
ternehmer, die eine Leiche zum Friedhof überführen. 
 
(8) Gewerbetreibende dürfen den bei der Grabpflege anfallenden
Abraum n
a
nicht gereinigt werden. Die jeweiligen Arbeitsbereiche sind durch
den Gewerbetreibenden in verkehrssi
 
(9

 
(10) Werbung von Gewerbetreibenden auf den Friedhöfen oder 
in den Feierhallen ist nicht gestattet. 
 
 

 
§ 6 

 
(1) Erd- und Feuerbestattungen sind unverzüglich bei der Stadt
unter Beifügung der erforderlichen Unterlagen zu beantrage
Anonyme Beisetzungen erfolgen unter Ausschluss der Öffent-
lichkeit. 
 
(2
recht an einer Grabstätte nachzuweisen oder zu beantragen. 
 
(3) Die Friedhofsverwaltung bestimmt den
d
jeweils beteiligten Bestattungsunternehmen. Soweit es der 
Betrieb zulässt, werden die Wünsche der Hinterbliebenen be-
rücksichtigt. Erdbestattungen mü
a

g
zugelassenen Bestattungsunternehmen. 
 
(5
gebäuden darf nur vorgenommen werden, wenn sie gerichtlic
oder behördlich angeordnet ist. 
 

§ 7 
Erdbestattungen 

 
(1
muss eingesargt sein. 
 
(2) Befindet sich eine Leiche auf einem Friedhof, so darf der 
Sarg von dem jeweiligen Bestattungsunternehmen nur auf 
Wunsch der Angehörigen geöffnet werden, vorausgesetzt, da
keine übertragbaren Krankheiten vorlagen; Ausnahmen sind nu
mit Zustimmung des Amtsarztes möglich. Jede Sargöffnung 
muss der Stadt mitgeteilt werden. 
 
(3) Särge müssen festgefügt und so abgedichtet sein, dass jedes 
Durchsickern von Feuchtigkeit ausgeschlossen ist. Sie dürfen 
grundsätzlich nur 
N
werden, wenn durch eine Umweltverträglichkeitsprüfung ent-
sprechend den gesetzlichen Vorschriften die Unbedenklichkei
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kann gefordert werden, wenn übertragbare Krankheiten vorla-
gen. Als Sargausstattung und Leichenbekleidung dürfen nur 

rrottbare, umweltfreundliche Materialien verwandt werden. Die 
e 

nicht in den Sarg einge-
racht werden. 

chtigten durchgeführt. Die Tiefe der einzelnen Gräber 
eträgt von der Erdoberfläche (ohne Hügel) bis zur Oberkante 

 

ind in die Frist nicht einzu-
chnen. 

 
(7) Die Ruhezeit beträg erleichen bis zum 5. 

ebensjahr beträgt die Ruhezeit 15 Jahre. 

) Urnen werden in Urnenwänden (Kolumbarien) oder unter der 
 

hne Hügel) bis zur Oberkan-
. Urnen können auf Wunsch der Nutzungsberechtigten auch in 

Kunststoff können 
gelassen werden, sofern durch eine Umweltverträglichkeits-

en beträgt 20 Jahre, in besonders aus-
ewiesenen Grabfeldern 15 Jahre. 

(3) Urnen sind dem Rechtsverkehr entzogen. 
 
(4) Urnen, die drei Monate nac äscherung nicht beigesetzt 
sind, werden nach erfolgloser Aufforderung der Beisetzungs-

 anonymen Urnenhain auf Kosten der Beisetzungs-
pflichtigen beigesetzt. 

IV. Umbettungen 

) Umbettungen sind unbeschadet des § 2 Abs. 3 und der 

uhezeit aufgibt. Antragsberechtigt ist 
er Nutzungsberechtigte. Dem Antrag wird nur aus wichtigem 
runde zugestimmt. Eine Umbettung hat auf den Ablauf der 

Ruhezeit oder der Vergabezeit keine Auswirkungen. Die Kosten 
der Umbettung trä

rd-
ke 

) Ausgrabungen von Leichen dürfen nur von den nach § 5 

) Die Stadt bestimmt den Zeitpunkt der Wiederausgrabung. 
Dabei soll das Ausgraben von Leichen zum Zwecke der Umbet-
tung grundsätzlich b therbst oder im 

inter erfolgen. 

) Das Ausgraben von Leichen zum Zwecke der Umbettung 

ngen von Urnen werden von der Stadt durchgeführt. 

) Der Versand der Urnen und Überurnen erfolgt auf Kosten und 
Gefahr des Nutzungsberechtigten. Die bei der Ausgrabung 
entstehenden Schäden übernimmt der Antragsteller. Für verro-
stete Urnen wird eine Ersatzurne auf Kosten des Antragstellers 
geliefert. Die Asche bzw. erden in die Ersatzurne 

mgefüllt. Der Antragsteller bestimmt über den Verbleib der 

Allgemeines 

 
estaltung der Grabmale, Grabeinfassungen und der gärtneri-

 
führten Grabarten auf jedem 

riedhof, sondern bezieht sich auf das gesamte Stadtgebiet. 

zw. Beisetzungen in Abteilungen mit Gestaltungsvorschriften. 

he 
Beisetzungen in der Grabstätte. 

eten Friedhöfen werden - so-

tellter Belegungspläne unterschieden: 

einschließlich 
ten zu 2 m² 

 aftsgräber 

 
) Urnengemeinschaftsgräber 

ie Zuerkennung, die Anlage und die Unterhaltung von Ehren-
rabstätten (einzeln oder in geschlossenen Feldern) obliegt 
usschließlich der Stadt. 

 

ve
Sarggröße beträgt in der Regel 2,1 m x 0,75 m x 0,72 m (Läng
x Breite x Höhe). 
 
(4) Grundwasser- und bodengefährdende, schwer oder nicht 
verrottbare wie auch luftverunreinigende Stoffe (im Falle der 
nachträglichen Feuerbestattung) dürfen 
b
 
(5) Aushub und Wiederverfüllen der Gräber ist Angelegenheit 
des Fachbereiches Stadtgrün und wird im Auftrage des Nut-
zungsbere
b
des Sarges mindestens 0,9 m. Der Abstand zwischen den Grä-
bern muss mindestens 0,3 m betragen. 
 
(6) Erdbestattungen müssen innerhalb von 96 Stunden seit dem
Eintritt des Todes erfolgen. Tage, an denen in der Stadt keine 
Bestattungen vorgenommen werden, s
re

t 25 Jahre. Für Kind
L
 
(8) Wenn Gräber von Fremdunternehmen ausgeschachtet wer-
den sollen, kann die Friedhofsverwaltung z. B. Handschachtung 
und Art der Verbauung vorschreiben. 
 

§ 8 
Urnenbeisetzung 

 
(1
Erde beigesetzt, und zwar in einer Tiefe von mindestens 0,6 m,
gemessen von der Erdoberfläche (o
te
Überurnen beigesetzt werden. Überurnen aus 
zu
prüfung entsprechend den gesetzlichen Vorschriften die Unbe-
denklichkeit für Beisetzungszwecke nachgewiesen wird. 
 
(2) Die Ruhezeit für Urn
g
 

h Ein

pflichtigen im

 
 

 
§ 9 

Allgemeines 
 
(1) Die Ruhe der Toten darf grundsätzlich nicht gestört werden. 
 
(2
sonstigen gesetzlichen Vorschriften nur auf Antrag zulässig oder 
dann, wenn der Nutzungsberechtigte sein Nutzungsrecht nach 
Ablauf der gesetzlichen R
d
G

gt der Nutzungsberechtigte. 
 
(3) Das Ausgraben von Leichen und Urnen bedarf einer behö
lichen oder richterlichen Anordnung, soweit es nicht zum Zwec
einer Umbettung erfolgt. 
 
 

§ 10 

Ausgrabung von Leichen 
 
(1
zugelassenen Beerdigungsinstituten unter Beachtung der ge-
setzlichen Vorschriften durchgeführt werden. 
 
(2

ei kühler Witterung im Spä
W
 
(3
darf nur bis zu 14 Tage nach dem Tod, danach frühestens zwei 
Jahre nach der Beisetzung erfolgen. 
 

§ 11 
Ausgrabung von Urnen 

 
(1) Umbettu
 
(2

Aschenreste w
u
Überurne.  
 
 

V. Grabstätten 
 

§ 12 

 
(1) Der Erwerber eines Nutzungsrechtes kann zwischen einer 
Grabstätte in einer Abteilung mit oder ohne Vorschriften über die
G
schen Anlagen wählen. Die Wahlmöglichkeit beinhaltet nicht das
Vorhalten aller unter Abs. 4 aufge
F
 
(2) Wird von dieser Wahlmöglichkeit bei der Antragstellung (§ 6 
Abs. 1) kein Gebrauch gemacht, so erfolgen die Bestattungen 
b
 
(3) Der Nutzungsberechtigte entscheidet über weitere möglic

 
(4) Auf den von der Stadt verwalt
weit die Voraussetzungen gegeben sind - folgende Grabstätten-
arten auf Grund aufges
 
Erdgrabstätten: 
a) Kindergrabstätten zu 1 m² für Kinder bis 5. Lebensjahr 

b) Einzelgrabstät
c) Doppelgrabstätten zu 5 m² 
d) Sondergrabstätten ab 5 m² 
e) Reihengräber 
f) Erdbestattungshain 
g) Gebeinruhestätten 
h)   Erdgemeinsch
 
Urnengrabstätten: 
a) Grabstätten zu 0,5 m, 0,75 m², 1,0 m² 
b) Urnensondergrabstätten ab 1,5 m² 
c) Anonymer Urnenhain
d
e) Urnenruhestätten 
f)   Kolumbarien 
 
Ehrengrabstätten: 
D
g
a
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(5) Die Vergabe der Grabstätten erfolgt zum Zwecke der soforti-
n 

ei 

n. Nach jeder Erdbeisetzung auf einem Wahlgrab können 
, 

ne Erdgrabstätte 
it Urnen voll belegt und befinden sich in ihr Urnen, deren Ru-

r 
enruhestätte beigesetzt. Sie werden nicht mehr nachgewie-

en. 

f angeboten. 

-
 

 

) Der Erwerb des Nutzungsrechtes an einer Erdgrabstätte zum 

ut-

n. 

benen kann die Beisetzung im Beisein von Angehörigen 
urchgeführt werden. Die Grabstätte erhält ein Gemeinschafts-

grabmal mit Schriftplatten mit den Namen der dort Bestatteten. 
Die Pflege der ezeit 

5 Jahre) gewährleistet. Ein Nutzungsrecht besteht nicht. Eine 
eschlossen. Die Bestattung erfolgt der 

eihe nach. Ein Anspruch auf eine besondere Lage innerhalb 
 

auf d
gen. 

 
(1) U

a) 

b) 

 nicht vor Ablauf der Ruhefrist (§ 8 Abs. 2) der jeweils 
zuletzt beigesetzten Urne endet. 

Urnen, deren Ruhefrist abgelaufen ist, so können an Stelle 
 

selben Grab beigesetzt. Sie werden nicht mehr nachgewie-

 
(2) Urnenhain, Urnengemeinschaftsgräber und Urnenruhestätten 
 
a) 

t 

 
b)  

nnen. Auf Wunsch der 

rt Beigesetzten. Die Pflege der Grabstätte wird für die 
Dauer der Ruhezeit gewährleistet. Ein Nutzungsrecht ent-
steht nicht. Eine Verlängerung ist ausgeschlossen. Die Bei-
setzung erfolgt der Reihe nach. Ein Anspruch auf eine be-
sondere Lage innerhalb der Grabstätte besteht nicht. Diese 

h 

t 

ngsrecht wird für die Dauer der gesetzlichen Ru-
ezeit vergeben (§§ 7 Abs. 7, 8 Abs. 2). Ein Vorauserwerb des 

t-

 

mte Person als Nutzungsbe-
chtigten benannt haben, behält der Kostenträger das Nut-

en 

rb 

kann von der Friedhofs-
erwaltung zugelassen werden. 

S rleihung des Nutzungsrechtes soll der 
e es Ablebens aus dem in Satz 2 ge-

bestimmen und ihm das Nutzungsrecht durch schriftlichen Ver-
 d bis zu seinem Ableben keine derartige 

ge recht in nachstehender 
n des verstorbenen Nutzungsbe-

) auf die Stiefkinder, 

nerhalb der einzelnen Gruppen b) bis d) und f) bis h) wird der 

 
zeit ein die anderweitige Vergabe der Grabstätte 

usschließendes Nutzungsrecht, das dem rechtsgeschäftlichen 

gen Belegung. Mit Ausnahme der Grabart Erdreihengräber kan
von der Friedhofsverwaltung ein Vorauserwerb des Nutzungs-
rechtes zugelassen werden. 
 
 
 

§ 13 
Grabstätten zur Erdbeisetzung 

 
(1) Die Vergabe der Nutzungsrechte an Erdgrabstätten erfolgt 
auf 25 Jahre. Die Nutzungsrechte bei Wahlgräbern müssen b
nachfolgenden Beisetzungen für die Dauer der gesetzlichen 
Ruhezeit (§§ 7 Abs. 7, 8 Abs. 2) verlängert werden. Ein Grab 
kann für die Dauer einer Ruhezeit nur mit einer Leiche belegt 
werde
nachfolgend auf Antrag bis zu acht Urnenbeisetzungen erfolgen
soweit keine wichtigen Gründe vorliegen, die eine anderweitige 
Verwendung der Grabstätte rechtfertigen. Ist ei
m
hezeit abgelaufen ist, so können an Stelle dieser Urnen auf 
Antrag des Nutzungsberechtigten weitere Urnen beigesetzt 
werden. Die Urnen, deren Ruhezeit abgelaufen ist, werden in de
Urn
s
Reihengräber können nur mit einer Leiche belegt werden. Eine 
Nutzungsrechtsverlängerung ist ausgeschlossen. Reihengräber 
werden nur auf dem Stadtfriedho
 
(2) Das Nutzungsrecht an Kindergrabstätten (Kinder bis 5. Le
bensjahr einschließlich) beträgt 15 Jahre. Urnenbeisetzungen
sind nicht erlaubt. Die Verlängerung richtet sich nach § 15 Abs.
5. 
 
(3
Zwecke der Urnenbeisetzung kann von der Friedhofsverwaltung 
auf Antrag zugelassen werden. 
 
(4) Beisetzungen im Erdbestattungshain erfolgen anonym in 
einer für Friedhofsbesucher zugänglichen und durch ein Ge-
meinschaftsdenkmal gekennzeichneten Rasenfläche. Ein N
zungsrecht entsteht nicht. Die hier erfolgten Erdbestattungen 
werden für die Dauer der gesetzlichen Ruhezeit nachgewiese
 
(5) Erdgemeinschaftsgräber sind Grabstätten, auf denen Erdbe-
stattungen anonym durchgeführt werden. Auf Wunsch der Hin-
terblie
d

 Grabstätte wird für die Dauer der Ruh
(2
Verlängerung ist ausg
R
der Grabstätte besteht nicht. Diese Bestattungsart kann sowohl

em Stadtfriedhof als auch auf den Ortsteilfriedhöfen erfol-

 
§ 14 

Grabstätten zur Urnenbeisetzung 

rnengrabstätten 
 

In Urnengrabstätten kann auf je 0,25 m² eine Urne beige-
setzt werden. Überurnen aus umweltunverträglichem Mate-
rial sind unzulässig. 
Nach der Beisetzung der ersten Urne können auf Antrag 
weitere Urnen beigesetzt werden (§ 12 Abs. 3), sofern si-
chergestellt ist, dass das Nutzungsrecht an der Urnengrab-
stätte

c) Ist eine Urnengrabstätte voll belegt und befinden sich in ihr 

dieser Urnen auf Antrag des Nutzungsberechtigten weitere
Urnen beigesetzt werden. In diesen Fällen werden die Ur-
nen, deren Ruhefrist abgelaufen ist, entweder in der Urnen-
ruhestätte oder in einer Tiefe von mindestens 1 m in dem-

sen. 

Beisetzungen im Urnenhain erfolgen anonym in einer für 
Friedhofsbenutzer und durch ein Gemeinschaftsgrabmal 
gekennzeichneten Rasenfläche. Ein Nutzungsrecht entsteh
nicht. Im Urnenhain beigesetzte Urnen werden für die Dau-
er der Ruhefrist (§ 8 Abs. 2) nachgewiesen. 

Urnengemeinschaftsgräber sind Grabstätten, auf denen 
Urnen anonym beigesetzt werden kö
Hinterbliebenen kann die Beisetzung im Beisein von Ange-
hörigen durchgeführt werden. Die Grabstätte erhält ein 
Gemeinschaftsgrabmal mit Schriftplatten mit den Namen 
der do

Beisetzungsart kann sowohl auf dem Stadtfriedhof als auc
auf den Ortsteilfriedhöfen erfolgen. 

c) In den Urnenruhestätten werden nur noch die Aschenreste 
und ihre Behältnisse beigesetzt, deren gesetzliche Ruhezei
abgelaufen ist. Diese Urnen werden nicht mehr nachgewie-
sen. 

 
§ 15 

Nutzungsrecht 
 
(1) Das Nutzu
h
Nutzungsrechtes kann von der Friedhofsverwaltung zugelassen 
werden. Die Nutzungsrechte müssen bei nachfolgenden Beise
zungen für die Einhaltung der gesetzlichen Ruhezeit (§§ 7 Abs. 
7, 8 Abs. 2) verlängert werden. Die Laufzeiten der Nutzungs-
rechte beginnen mit dem Tag der Entrichtung der Gebühr.  Bei
Reihengrabstätten ist ein Vorauserwerb ausgeschlossen. Soweit 
die Hinterbliebenen keine bestim
re
zungsrecht. 
 
(2) Das Nutzungsrecht kann in der Regel einmal wiedererworb
werden. Bei Reihengrabstätten ist ein Wiedererwerb des Nut-
zungsrechtes grundsätzlich ausgeschlossen. Ein Wiedererwe
ist nur auf Antrag und nur für die gesamte Grabstätte möglich. 
Ausnahmen können von der Friedhofsverwaltung zugelassen 
werden. Ein mehrmaliger Wiedererwerb 
v
 
(3) chon bei der Ve
Erw rber für den Fall sein
nannten Personenkreis seinen Nachfolger im Nutzungsrecht 

trag übertragen. Wir
Re lung getroffen, geht das Nutzungs
Reihenfolge auf die Angehörige
rechtigten mit deren Zustimmung über: 
 
a) auf den überlebenden Ehegatten, 
b) auf die Kinder, 
c
d) auf die Enkel in der Reihenfolge der Berechtigung ihrer 

Väter oder Mütter, 
e) auf die Eltern, 
f) auf die vollbürtigen Geschwister, 
g) auf die Stiefgeschwister, 
h) auf die nicht unter a) bis g) fallenden Erben. 
 
In
Älteste Nutzungsberechtigter. 
 
(4) Sämtliche Grabstätten bleiben nach ihrer Vergabe Eigentum 
der Stadt. Der Nutzungsberechtigte erhält lediglich für die Dauer
der Nutzungs
a
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Verkehr unter Lebenden (Übertragung, Verpfändung usw.) ent-
zogen ist. Ausnahmen müssen schriftlich bei der Stadt beantra
und begründet werden. 
 
(5) Das Nutzungsrecht kann nach Ablauf für 5, 10 oder 20 Jahr
verlängert werden, sofern nicht wichtige Umstände vorliegen,
eine anderweitige Verwendung der Grabstätte rechtfertigen. Die 
Verlängerung ist rechtzeitig vor Ablauf des Nutzungsrechtes zu
beantragen. 
 
(6) Wird das Nutzungsrecht nicht verlängert, so kann die Stad
mit dem Ende des Monats März nach Ablauf des Kalenderjah-
res, in dem das Nutzungsrecht abgelaufen ist, über die Grabs
te frei verfügen. Die auf diesen Grabstätten befindli

gt 

e 
 die 

 

t 

tät-
chen An-

flanzungen und Grabmale sind innerhalb dieses Zeitraumes 

g 

 

ch 
 

zeit aufgeben. Vor Ablauf der Ruhezeit oder 
er Nutzungszeit dürfen Grabmale und sonstiges Grabzubehör 

 Stadt kann einen Monat nach Aufgabe des 
utzungsrechtes über die Grabstätte frei verfügen. Die auf 

erigen Nutzungs-
erechtigten zu entfernen. Geschieht dies nicht, werden sie 

n, können nach Ablauf der gesetzlichen Ruhezeit neu 
rgeben werden. 

ch 

0) Das Nutzungsrecht an unbelegten Grabstätten kann jeder-
it, an teilbelegten Grabstätten erst nach Ablauf der letzten 

Ruhezeit zurück ist nur für die 
esamte Grabstätte möglich. Gebühren werden nicht zurücker-

stattet. 
 

1) Das Nutzungsrecht an Doppelgrabstätten kann nicht in 

ssen werden. 

) Jede Grabstätte ist so zu gestalten und so der Umgebung 
i-

(3) Von dem Verwendungsverbot ausgenommen sind Grabva-
sen, Markierungszeic d Grablichter. 

-
nberührt. 

e 
r Gestaltung und 

earbeitung im Sinne des §16 Abs. 1 angepasst sein. Als Grab-
 

nden Absätze. 

weils gültigen Richtlinien für das Fundamentieren und Verset-
bstätten 

erausgeber: Bundesinnungsverband des deutschen Stein-
tz-, Ste ndwerkes.) 

teine zu Die 
ximale icht übe . Die 

uf dem Stadtfriedhof sind Grabeinfassungen nicht zulässig. Die 

) Wahlgrabeinzelstellen   2,00 qm 

 0,75 qm 
) Urnengrabstellen für 4 Urnen  1,00 qm 

igkeit der Einfassung in Bezug auf die Abmes-
ungen von der notwendigen Einzelfallprüfung durch die Fried-

s-

stellen, dass die 
erkehrssicherheit mindestens für die Dauer der Nutzungszeit 

e 
s 

sich senken können. 
ieses gilt entsprechend für Einfassungen. Die Steinstärke muss 

ehrssicherheit der Grabmale gewährleisten. 

r Art und Umfang der Fundamentierung sowie der Befe-
tigung der Grabmale hat der Unternehmer in dem Antrag auf 
ustimmung zur Errichtung/Veränderung eines Grabmales 
ngaben zu machen. Die Friedhofsverwaltung kann weiterge-
ende Anforderungen verlangen, wenn dieses aus Gründen der 
erkehrssicherheit erforderlich scheint. 

 
(10) Die anerkannt inzuhalten. 

§ 18 

(4) Grabstätten auf dem Kindergrabfeld dürfen abweichend von 
Abs. 2 unter Berücksichtigung der besonderen Situation eines 
Kindergrabfeldes unter Wahrung der Bestimmungen des Abs. 1 
gestaltet werden. Das Recht der Friedhofsverwaltung Auflagen 
machen zu können und entsprechend § 22 Abs. 1 vernachlässig
te Gräber einebnen zu lassen, bleibt davon u
 

§ 17 
Grabmalgestaltung 

 
(1) In den Abteilungen mit Gestaltungsvorschriften müssen di
Grabmale und Grabstätteneinfassungen in ihre
B
mal im Sinne dieser Satzung gelten auch Grababdeckungen. Die
Größe der Grababdeckung darf die Grabgröße nicht überschrei-
ten. Näheres regeln die folge

p
von dem bisherigen Nutzungsberechtigten zu entfernen. Ge-
schieht dies nicht, werden sie durch die Stadt gegen Erstattun
der Selbstkosten entfernt. Auf diese Rechtsfolge wird bis zum 
1. Oktober jedes Jahres durch öffentliche Bekanntmachung und 
durch einen Hinweis für die Dauer von drei Monaten auf der 
Grabstätte hingewiesen. Während derselben Zeit wird in der 
Friedhofsverwaltung eine Liste ausgelegt, in der die Grabstätten
verzeichnet sind, deren Nutzungsrechte ablaufen. In der Be-
kanntmachung wird auf diese Listen hingewiesen. 
 
(7) Der Nutzungsberechtigte kann das Nutzungsrecht erst na
Ablauf der gesetzlichen Ruhezeit (§§ 7 Abs. 7, 8 Abs. 2) vor
Ablauf der Nutzungs

 
(2) Die Mindeststärke der Steingrabmale regelt sich nach den 
je
zen von Grabdenkmälern und Einfassungen für Gra
(H
me in- und Holzbildhauerha
 
(3) Für Grabeinfassungen sind nur Naturs gelassen. 
ma  Höhe nach Einbau darf 10 cm n rschreiten
Mindeststärke beträgt 5 cm. 
A
Größe der Einfassung darf die Grabgröße nicht überschreiten. 
 
(4) Die Größe der Grabstellen beträgt in der Regel 
 

d
nur mit vorheriger schriftlicher Zustimmung der Friedhofsverwal-
tung entfernt werden. Gebühren werden in diesem Falle nicht 
zurückerstattet. Die a
N b) Wahlgrabdoppelstellen                           5,00 qm 

c) Urnengrabstellen für 2 Urnen  0,50 qm 
d) Urnengrabstellen für 3 Urnen 

diesen Grabstätten befindlichen Anpflanzungen und Grabmale 
sind innerhalb dieses Zeitraumes von dem bish
b e
durch die Stadt entfernt und die entsprechenden Kosten in 
Rechnung gestellt.  
 
(8) Grabstätten, über die die Stadt nach Abs. 6 und 7 frei verfü-
gen kan

 
(5) Bei allen Grabstellen, deren Maße hier nicht aufgeführt wer-
den, ist die Zuläss
s
hofsverwaltung abhängig. 
 
(6) Das Anbringen eines Lichtbildes auf dem Grabmal ist zulä
sig, wenn das Lichtbild die Größe von 11 x 16 cm nicht über-
schreitet. 
 
(7) Grabmale und Einfassungen sind so herzu

ve
 
(9) Jeder Rechtsnachfolger hat das Nutzungsrecht unverzügli
nach Erwerb auf sich umschreiben zu lassen. 
 
(1
ze V

gegeben werden. Eine Rückgabe gewährleistet ist. 
 
(8) Die Grabmale einschließlich ihrer Sockel sind ihrer Größ
entsprechend so zu fundamentieren und so zu befestigen, das
sie dauerhaft verkehrssicher sind und auch beim Öffnen be-
nachbarter Gräber nicht umstürzen oder 

g

(1
Nutzungsrechte an Einzelgrabstätten umgewandelt werden. 
Entsprechendes gilt auch für Mehrfachgrabstellen. Ausnahmen 
können von der Friedhofsverwaltung zugela

D
in Verbindung mit einer fachgerechten Verdübelung die Ver-

 k
 

VI. Gestaltung der Grabstätten 
 

§ 16 
Gestaltungsgrundsätze 

 

 
(9) Übe
s
Z
A
h
V(1

anzupassen, dass die Würde des Friedhofes in seinen Einzelte
len und seiner Gesamtanlage gewahrt ist. en Regeln der Technik sind e

  
(11) Die Fundamentierung von Grababdeckungen ist nicht zu-
lässig. 
 
 
 
 
 

(2) Kunststoffe und sonstige nicht verrottbare Werkstoffe dürfen 
in Grabmalen, Grabeinfassungen und in sämtlichen Produkten 
der Trauerfloristik, insbesondere in Kränzen, Trauergebinden, 
Trauergestecken, im Grabschmuck sowie bei Pflanzenanzucht-
behältern, die an der Pflanze verbleiben, nicht verwendet wer-
den. 
 

Zustimmungserfordernis 
 

hen, Blumenschalen un
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(1) Die Errichtung und jede Veränderung von Grabmalen und 
allen sonstigen baulichen Anlagen bedarf der vorherigen schrift-
lichen Zustimmung der Friedhofsverwaltung. Die Zustimmung ist 
or der Anfertigung oder der Veränderung der Grabmale einzu-

 

urf 

r 
-

blauf 

(4) Als provisorische Grabm d nur Holztafeln oder -
kreuze zulässig. Sie dürfen ohne Zustimmung nicht länger als 

s zur Herrichtung des Grabbeetes oder -hügels verwendet 
-

errichtet worden sind. 

 
en 

dürfen erst aufge-
tellt werden, wenn der Grabhügel bzw. das -beet der betreffen-

Unterhaltung 

au-
rnd in verkehrssicherem Zustand zu halten. Verantwortlich 

ieses gilt nicht für die einheitlichen Denkmale und Schriftplatten 

en 

. 
n 

e-

) Wird der ordnungsgemäße Zustand trotz schriftlicher Auf-

 
nzuebnen und einzusäen. Für die Durchführung 

eser vorzeitigen Einebnung, für die Entsorgung des Grabmales 

 erlöschen mit dem Zeitpunkt der Einebnung. 

) Ist der Nutzungsberechtigte nicht bekannt oder nicht ohne 
eiteres zu ermitteln, genügt ein vierwöchiger Hinweis auf der 

Grabstät

(6) Bei künstlerisch bedeutsamen oder historisch wertvollen 
rabmalen bzw. baulichen Anlagen oder solchen, die als beson-

ne 
ge-

erichtet und dauernd 
stand gehalten werden, dass sie § 16 Abs. 1 entsprechen. 

en und an 
en dafür vorgesehenen Plätzen abzulegen. 

-

 

) Die Grabstätten sind spätestens sechs Monate nach der 

flanzt werden, dass 
tlichen nlagen t 

-

 Bäumen und Gehölzen ist nur in einer Höhe zulässig, 
e in einem angemessenen Verhältnis zur Größe der Grabstätte 

r Erdbestattungen  
inzel- und Doppelgrabstellen)  max. 1,20 m 

fgestellt oder abgelegt 
erden. 

rnehmen. Im Falle der vorzeitigen Rückgabe des Nut-
ungsrechtes besteht kein Anspruch auf eine anteilige Erstattung 

dieses Entgeltes. 
 

) Die Herrichtung, die Unterhaltung und jede Veränderung 

Pflanzenschutz- und Unkrautbekämp-
-

. 

bekannt oder nicht zu ermitteln ist. 
 übrigen gilt § 20 Abs. 4 Satz 2 und 3 entsprechend. 

 

G
dere Eigenart des Friedhofes erhalten bleiben sollen, wird ei
entsprechende Entscheidung der Denkmalschutzbehörde ein
holt. 
 
 

v
holen. Eine Bearbeitung des Antrages erfolgt erst, wenn alle in 
Zusammenhang mit der Bestattung bzw. Beisetzung anfallenden
Gebühren bezahlt wurden. 
  
(2) Dem Antrag ist zweifach beizufügen der Grabmalentw
mit Grundriss und Seitenansichten im Maßstab 1 : 10 unter 
Angabe des Materials, seiner Bearbeitung, der Anordnung de
Schrift, der Ornamente und der Symbole sowie der Fundamen
tierung.  

VII. Herrichtung und Pflege der Grabstätten 
 

§ 21 
Allgemeines 

 
(1) Alle Grabstätten müssen so herg 

(3) Grabmale und sonstige bauliche Anlagen dürfen vor A
des Nutzungsrechtes nur mit vorheriger Zustimmung der Fried-
hofsverwaltung von der Grabstätte entfernt werden. 

in
Dieses gilt entsprechend für den Grabschmuck. Verwelkte Blu-
men und Kränze sind von den Grabstätten zu entfern

 d
ale sin  

(2) Die Auffüllung bzw. Aufhügelung des Grabbeetes mit 
Pflanzsubstrat wird von der Friedhofsverwaltung nach der Be
stattung im Rahmen der Erdarbeiten durchgeführt. Nachbesse-
rungen aufgrund eingetretener Nachsackungen des Erdreiches 
innerhalb der Grabstätte einschließlich der Umrandung sind vom
Nutzungsberechtigten vorzunehmen. 
 
(3
Bestattung bzw. der Urnenbeisetzung herzurichten. 
 
(4) Die Grabstätten dürfen nur so bep
andere Grabstätten und die öffen  A und Wege nich
beeinträchtigt werden. Die Bepflanzung darf nicht über das 
Pflanzbeet hinausreichen. Insbesondere darf der Maschinenein
satz der Friedhofsverwaltung nicht behindert werden. Die Pflan-
zung von

bi
werden. Die Aufstellung provisorischer Grabmale ist anzeige
pflichtig. 
 
(5) Die Zustimmung zur Aufstellung von Grabmalen und -
einfassungen erlischt, wenn diese nicht innerhalb eines Jahres 
nach Erteilung der Zustimmung 
 

§ 19 
Anlieferung 

 
Die Grabmale oder sonstigen baulichen Anlagen sind nach 
entsprechender Terminvereinbarung so zu liefern, dass sie von
der Friedhofsverwaltung überprüft werden können. Einzelheit
hierzu bestimmt die Friedhofsverwaltung. Sie 
s di
den Grabstelle hergerichtet ist. 
 

§ 20 

 
(1) Die Grabmale und sonstigen baulichen Anlagen ( z. B. 
Plattenumrandungen, Einfassungen, Namenssteine) sind d

steht. 
 
Dieses sind bei 
Reihengrabstätten für Erdbestattungen  max. 0,80 m 
Wahlgrabstätten fü
(E
Urnengrabstätten    max. 0,80 m 
Außerhalb des Grabbeetes bzw. -hügels darf seitens des Nut-
zungsberechtigten nichts angepflanzt, au

e
hierfür ist der jeweilige Nutzungsberechtigte. 
 
(2) Der Nutzungsberechtigte ist für jeden Schaden haftbar, der 
durch mangelnde Verkehrssicherheit von Grabmalen, sonstigen 
baulichen Anlagen oder durch Abstürzen von Teilen davon 
verursacht wird. 

w
 
(5) Die Friedhofsverwaltung kann die Herrichtung und die 
Pflege der Grabstätten gegen ein von ihr festzusetzendes Ent-
gelt übe

D z
bei den Reihengrabstätten und Gemeinschaftsgrabstätten mit 
Kennzeichnung des Grabes durch einheitliches Denkmal. 
 
(3) Erscheint die Verkehrssicherheit von Grabmalen, sonstig
baulichen Anlagen oder Teilen davon gefährdet, sind die Nut-
zungsberechtigten verpflichtet, unverzüglich Abhilfe zu schaffen
Bei Gefahr im Verzuge trifft die Friedhofsverwaltung auf Koste
der Nutzungsberechtigten Sicherungsmaßnahmen (z. B. Uml
gen von Grabmalen, Absperrungen). 
 

(6
der gärtnerischen Anlagen außerhalb der Grabstätten obliegt 
ausschließlich der Friedhofsverwaltung. 
 
(7) Die Verwendung von 
fungsmitteln bei der Grabpflege ist nicht gestattet. Die Verwen
dung von Giften als Schädlingsbekämpfungsmittel ist nicht zu-
lässig. 
 

§ 22 
Vernachlässigung 

(4
forderung der Friedhofsverwaltung nicht hergestellt, ist die 
Friedhofsverwaltung berechtigt, nach erneuter Aufforderung die
Grabstätte ei  
di (1) Wird eine Grabstätte nicht hergerichtet oder gepflegt bzw

ordnungswidrig gestaltet und geschmückt, hat der Nutzungsbe-
rechtigte auf Aufforderung der Friedhofsverwaltung die Grabstät-
te in Ordnung zu bringen. 
Wird die Anordnung nicht befolgt, ist die Friedhofsverwaltung 
berechtigt, nach anschließender schriftlicher Fristsetzung zur 
Beseitigung des ordnungswidrigen Zustandes die Grabstätte 
einzuebnen und einzusäen. Das gleiche gilt, wenn der Nut-
zungsberechtigte nicht 

sowie für die Raseneinsaat und Pflege der Grabstätte bis zum 
Ablauf der Ruhezeit hat der Nutzungsberechtigte ein Entgelt 
nach Maßgabe der entsprechenden Entgeltordnung in ihrer 
jeweils geltenden Fassung zu zahlen. Die Rechte an der Grab-
stätte
 
(5
w

te. Im
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(2) Es besteht die Möglichkeit, das Nutzungsrecht vorzeitig 
zurückzugeben und die Grabstätte einebnen zu lassen. Für die 
Durchführung dieser vorzeitigen Einebnung, für die Entsorgung 

es Grabmales sowie für die Raseneinsaat und die Pflege der 

 
§ 23 

gen 

 zur 
iner 

tfer-

) Musik- und Gesangsdarbietungen auf dem Friedhof bedürfen 
der Anmeldung. 
 
(3) Die Aufbahrung des Verstorbenen im Feierraum oder im 
Aufbahrungsraum ka enn Bedenken 

egen des Zustandes des Leichnams bestehen. Die Aufbahrung 

enn 
htigen, übertragbaren 

rankheit gelitten hat. 

VIII. Gebühren 
 

Höhe der Gebühren 
 
(1) Für die Inanspruchnahme der Friedhöfe werden Gebühren 

ach Maßgabe der Satzung über die Gebühren für die Friedhöfe 

öfe 
erstattet. 

 
IX. Schlussbestimmungen 

 

t 
gemäße Benutzung der Friedhöfe, ihrer Anlagen und 

inrichtungen durch dritte Personen oder durch Tiere entstehen. 
Ihr obliegen hierfür keine besonderen Obhuts- und Überwa-
chungspflichten. 

 
Ausnahmen von den Vorschriften dieser Satzung können auf 
Grund eines schriftlichen Antrages, der zu begründen ist, erteilt 
werden, sofern die besonderen Umstände des Einzelfalles eine 
Ausnahme rechtfertigen und Interessen Dritter nicht entgegen-
stehen. 
 

Ordnungswidrigkeiten 

(1) O u rsächsi-
sche e er fahrlässig 
den folgenden Geboten oder Verboten dieser Satzung zuwider-
handelt: 
 

riedhöfen 

4. . 2 - 4, 6, 8 – Erdbestattungen 

8. taltungsgrundsätze, Kunststoff-

9. § 17 Abs. 8 – Standsicherheit der Grabmale 

, 7 – Herrichtung und Pflege der Grabstät-
te, Pflanzenschutz 

12. § 23 Abs. 3 – Aufbahrungen 
 

) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 2.500 

beinfassungen, die gärtne-
sche Gestaltung sowie Grabpflege der Grabstätten, deren 
utzungsrechte vor Inkrafttreten dieser Satzung erworben wur-

den, verbleibt es bis zum Ende des Nutzungsrechtes bei den 
vorherigen Vorschriften und Gepflogenheiten. Die Friedhofsver-
waltung kann Au

g tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in 
raft. Gleichzeitig tritt die Satzung über die Benutzung der städ-
schen Friedhöfe in der Stadt Braunschweig (Friedhofsordnung) 

latt für die Stadt Braunschweig 
r. 10 vom 28. September 1990, S. 60)  

außer Kraft. 
 
 
Braunschweig, den 6. Juli 2005 
 

Sta eig 
Der Oberbürgermeister 

I. V. 
 

Stadtbaurat 

 
Vorstehende Satzun macht. 
 
Braunschweig, den 6. Juli 2005 
 

Sta eig 
Der Oberbürgermeister 

I. V. 
 

Zwafelink 
Stadtbaurat 

 
 

d
Grabstätte bis zum Ablauf der Ruhezeit hat der Nutzungsberech-
tigte ein Entgelt nach Maßgabe der entsprechenden Entgeltord-
nung in ihrer jeweils geltenden Fassung zu zahlen. Die Rechte 
an der Grabstätte erlöschen mit dem Zeitpunkt der Rückgabe 
des Nutzungsrechtes. 
 

VII. Feierräume für Trauerfeiern 

Ausschmückung - Musikalische Darbietungen - Aufbahrun-

 
(1) Für die Trauerfeier stehen auf den Friedhöfen Feierräume
Verfügung. Die Trauerfeiern können auch am Grab oder an e
anderen im Freien vorgesehenen Stelle abgehalten werden. Die 
Ausschmückung der Räume kann vor der Trauerfeier von den 
Angehörigen oder deren Beauftragten durchgeführt werden. 
Dekorationsmaterial wird von der Stadt nicht zur Verfügung 
gestellt. Nach der Trauerfeier ist der Schmuck wieder zu en
nen. 
 
(2

nn untersagt werden, w
w
des Verstorbenen im Feierraum bedarf einer Ausnahmegeneh-
migung. Hierzu hat der Amtsarzt seine Zustimmung zu geben. 
Die Aufbahrung des Verstorbenen kann untersagt werden, w
der Verstorbene an einer meldepflic
K
 
 

§ 24 

n
der Stadt Braunschweig (Friedhofsgebührensatzung) in der 
jeweils gültigen Fassung erhoben. 
 
(2) Gebühren werden nach der Inanspruchnahme der Friedh
nicht mehr zurück
 

§ 25 
Schadenshaftung 

 
Die Stadt Braunschweig haftet nicht für Schäden, die durch nich
satzungs

§ 26 
Ausnahmeregelungen 

§ 27 

 
rdn ngswidrig im Sinne des § 6 Abs. 2 der Niede
n G meindeordnung handelt, wer vorsätzlich od

1. § 4 Abs. 2 – Verhalten auf den F
2. § 5 Abs. 1, 6 - 8, 10 – Gewerbetreibende 
3. § 6 Abs. 1, 3 – Allgemeines/Beantragung 

§ 7 Abs
5. § 9 Abs. 1, 2 – Totenruhe 
6. § 10 Abs. 1, 3 – Ausgrabungen 
7. § 15 Abs. 7 Satz 2 – Entfernen des Grabmals 

§ 16 Abs. 1, 2 – Ges
verbot 

10. § 18 Abs. 1, 3 – Zustimmungserfordernis 
11. § 21 Abs. 4

(2
€ geahndet werden. 
 

§ 28 
Übergangsregelungen 

 
Für die Gestaltung der Grabmale, Gra
ri
N

snahmen zulassen. 
 
 

Artikel II 
 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 
 
Diese Satzun
K
ti
vom 11. September 1990 (Amtsb
N

dt Braunschw

Zwafelink 

 
 

E
g wird hiermit bekannt ge

 

dt Braunschw
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Dreizehnte Satzung 
zur Änderung der Satzung 

über die Gebühren für die Friedhöfe 
in der Stadt Braunschweig 

(Friedhofsgebührensatzung) 
vom 5. Juli 2005 

 
 
 
Auf Grund der §§ 6, 8 und 83 der Niedersächsischen Gemein-
deordnung (NGO) in der Fassung vom 22. August  1996 (Nds. 
GVBl. S. 382), zuletzt geändert auf Grund des Gesetzes zur 
Änderung des Kommunalverfassungsrechts und anderer Geset-
ze vom 22. April 2005 (Nds. GVBl. S. 110) und der §§ 1, 2, 4 und 
5 des Niedersächsischen Kommunalabgabengesetzes (NKAG) 
in der Fassung vom 11. Februar  1992 (Nds. GVBl. S. 29), zu-
letzt geändert durch das Gesetz vom 20. November 2001 (Nds. 
GVBl. S. 701),hat der Rat der Stadt Braunschweig in seiner 
Sitzung am 5. Juli 2005 folgende Satzung beschlossen: 

Artikel I 
 
Die Satzung über die Gebühren für die Friedhöfe in der Stadt 
Braunschweig (Friedhofsgebührensatzung) vom 
13. Dezember 1977 (Amtsblatt für die Stadt Braunschweig Nr. 14 
vom 30. Dezember 1977, S. 64), zuletzt geändert durch die 
12. Satzung zur Änderung der Satzung über die Gebühren für 
die Friedhöfe in der Stadt Braunschweig (Friedhofsgebüh 
 
 

rensatzung) vom 11. Dezember 2001 (Amtsblatt für die Stadt 
Braunschweig Nr. 1 vom 7. Januar 2002, S. 1),wird wie folgt 
geändert: 
 
1). § 2 Abs. 2 lit. b) wird wie folgt gefasst: 
 
 
Die Gebühren für die Überlassung von Grabstätten oder Verlän-
gerungen derer Nutzungsrechte werden nach der Art der Grab-
stätte, der Größe der Grabfläche und der Dauer der Vergabe- 
bzw. Nachweiszeit berechnet. Die Gebühren für Erdreihengräber 
auf dem Stadtfriedhof werden anhand dieser Maßstäbe geson-
dert berechnet. 
 
2). Der in § 2 Abs. 3 als Anlage genannte Gebührentarif erhält 
folgende Fassung: 
 
Anlage 
zur Satzung über die Gebühren für die Friedhöfe in der Stadt 
Braunschweig (Friedhofsgebührensatzung) 
 
 

 
 
 
 
1 Grundgebühr für jede Neuvergabe oder Verlängerung des Nutzungsrechtes an einer Erd- 

oder Urnengrabstätte je Jahr der Nutzung 
26,00 € 

2 Überlassung von Grabstätten einschließlich Vorerwerb ohne Beisetzung  
2.1 Erdgrabstätten für die Dauer von 25 Jahren  
2.1.1 Erdreihengrab  - ohne Vorerwerbsmöglichkeit - 350,00 € 
2.1.2 Einzelgrab einschließlich Grundgebühr 1.150,00 € 
2.1.3 Doppelgrab einschließlich Grundgebühr 1.900,00 € 
2.1.4 Sondergrab je Quadratmeter zuzüglich Grundgebühr 250,00 € 
2.1.5 Erdgrab in besonderer Lage je m² zuzüglich Grundgebühr 300,00 € 
2.1.6 Erdgemeinschaftsgrab 1.637,00 € 
2.1.7 Erdhain 1.150,00 € 
2.2 Erdgrabstätten für die Dauer von 15 Jahren  
2.2.1 Kindergrab einschließlich Grundgebühr 540,00 € 
2.2.2 Kindergrab für Kinder ohne Bestattungszwang 0,5 m² 50,00 € 
2.3 Urnengrabstätten für die Dauer von 20 Jahren  
2.3.1 Urnenhain für eine Urne einschließlich Grundgebühr 570,00 € 
2.3.2 Urnengemeinschaftsgrab 1.155,00 € 
2.3.3 Urnengrab 0,5 m² 620,00 € 
2.3.4 Urnengrab 0,75 m² 670,00 € 
2.3.5 Urnengrab 1,0 m² 720,00 € 
2.3.6 Urnensondergrab ab 1,5 m² je Quadratmeter zuzüglich Grundgebühr 200,00 € 
2.3.7 Urnengrab in besonderer Lage je m² zuzüglich Grundgebühr 250,00 € 
2.3.8 Urnenkammer 1.790,00 € 
2.4 Urnengrabstätten für die Dauer von 15 Jahren  
2.4.1 Urnenhain für eine Urne einschließlich Grundgebühr 428,00 € 
2.4.2 Urnengemeinschaftsgrab 866,00 € 
2.4.3 Urnengrab 0,5 m² 465,00 € 
2.4.4 Urnengrab 0,75 m² 503,00 € 
2.4.5 Urnengrab 1,0 m² 540,00 € 
3 Verlängerung von Nutzungsrechten an Grabstätten je Jahr der Verlängerung und je Qua-

dratmeter 
 

3.1 Verlängerung von Nutzungsrechten an Grabstätten je Quadrat- 
meter 

10,00 € 

3.2 Besondere Gebühren für Verlängerung (5 Jahre)  
3.2.1 Verlängerung Erdgemeinschaftsgräber für 5 Jahre 295,00 € 
3.2.2 Verlängerung Urnengemeinschaftsgräber für 5 Jahre 248,00 € 
3.2.3 Verlängerung Urnenkammer für 5 Jahre 450,00 € 
   
4 Herstellung von Grabstätten  
4.1 für Erdbestattungen  
4.1.1 für Kinder 175,00 € 
4.1.2 für Kinder ohne Bestattungszwang 77,00 € 
4.1.3 für Erwachsene 347,00 € 
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4.1.4 Erdbestattungen außerhalb der Dienstzeiten * 600,00 € 
4.1.5 Erdbestattungen Kinder außerhalb der Dienstzeiten * 450,00 € 
4.2 für Erdbestattungen (sonstige)  
4.2.1 Herstellung von Grabstätten für Erdreihengräber 227,00 € 
4.3 Urnenbeistzungen  
4.3.1 Urnenbeisetzungen, Urnentiefersetzungen und Urnenausgrabungen 77,00 € 
4.3.2 Urnenbeisetzungen außerhalb der Dienstzeiten 250,00 € 
4.3.3 Beisetzung einer Urne unter erschwerten Bedingungen 117,00 € 
4.3.4 Beisetzung einer Urne in der Urnenkammer 45,00 € 
4.4 Besondere Leistungen bei Bestattungen/Beisetzungen  
4.4.1 Nummernsteine 14,00 € 
4.4.2 Stellung einer Lautsprecheranlage am Grab 38,00 € 
5 Benutzung der Feierhallen/Aussegnungshallen  
5.1 Friedhofskapellen Ortsteilfriedhöfe, Aussegnungshalle Urnenfriedhof (Stadtfriedhof) 170,00 € 
5.2 Aussegnungsraum Urnenfriedhof (Stadtfriedhof) 100,00 € 
6 Genehmigung von Grabmalen, Grabeinfassungen, zusätzlichen liegenden Grabmalen und 

Grabmaländerungen sowie laufende Kontrolle der Standfestigkeit 
 

6.1 Genehmigung von Grabmalen 16,00 € 
6.2 Genehmigung von Nachschriften 12,00 € 
6.3 Kontrolle der Standfestigkeit/Verkehrssicherheit (2 x pro Jahr) Jahresgebühr 8,00 € 
6.3.1 Kontrolle der Standfestigkeit/Verkehrssicherheit (2 x pro Jahr) 15 Jahre 120,00 € 
6.3.2 Kontrolle der Standfestigkeit/Verkehrssicherheit (2 x pro Jahr) 20 Jahre 160,00 € 
6.3.3 Kontrolle der Standfestigkeit/Verkehrssicherheit (2 x pro Jahr) 25 Jahre 200,00 € 
7 Abräumungen von Grabstätten  
7.1 Kindergrab mit Einfassung 169,00 € 
7.2 Kindergrab ohne Einfassung 134,00 € 
7.3 Einzelgrab mit Einfassung 258,00 € 
7.4 Einzelgrab ohne Einfassung 196,00 € 
7.5 Einzelgrab nur Einfassung 178,00 € 
7.6 Doppelgrab mit Einfassung 445,00 € 
7.7 Doppelgrab ohne Einfassung 356,00 € 
7.8 Doppelgrab nur Einfassung 338,00 € 
7.9 Erdsondergrab mit Einfassung/m² 890,00 € 
7.10 Erdsondergrab ohne Einfassung/m² 623,00 € 
7.11 Erdsondergrab nur Einfassung/m² 579,00 € 
7.12 Einzelerdgrab mit Gruft 534,00 € 
7.13 Doppelerdgrab mit Gruft 1.068,00 € 
7.14 Dreifacherdgrab mit Gruft 1.602,00 € 
7.15 Urnengrab 0,5 m² mit Einfassung 116,00 € 
7.16 Urnengrab 0,5 m² ohne Einfassung 89,00 € 
7.17 Urnengrab 0,5 m² nur Einfassung 85,00 € 
7.18 Urnengrab 0,75 m² mit Einfassung 142,00 € 
7.19 Urnengrab 0,75 m² ohne Einfassung 107,00 € 
7.20 Urnengrab 0,75 m² nur Einfassung 102,00 € 
7.21 Urnengrab 1,0 m² mit Einfassung 169,00 € 
7.22 Urnengrab 1,0 m² ohne Einfassung 134,00 € 
7.23 Urnengrab 1,0 m² nur Einfassung 125,00 € 
7.24 Urnensondergrab mit Einfassung/m² 231,00 € 
7.25 Urnensondergrab ohne Einfassung/m² 178,00 € 
7.26 Urnensondergrab nur Einfassung/m² 169,00 € 
7.27 Zusätzlich genehmigtes liegendes Grabmal 35,00 € 
8 Pflegegebühr bei vorzeitiger Abräumung von Grabstätten pro m² und Jahr zuzüglich Ab-

räumgebühr 
139,00 € 

(* = Dienstzeiten Montag bis Donnerstag 7:00 bis 15:30 Uhr, Freitag 7:00 bis 13:30 Uhr) 
Für Beisetzungen, die während der o. g. Dienstzeiten begonnen, aber außerhalb der Dienstzeiten beendet werden, sind die Gebühren für 
Erd- und Urnenbeisetzungen innerhalb der Dienstzeiten zu berechnen. 

Artikel II 
 

Inkrafttreten 
Diese Satzung tritt am 15. Juli 2005 in Kraft. 
Braunschweig, den 6. Juli 2005 

Stadt Braunschweig 
Der Oberbürgermeister 

i. V. 
Zwafelink 

Stadtbaurat 
 
Vorstehende Satzung wird hiermit bekannt gemacht. 
Braunschweig, den 6. Juli 2005 

Stadt Braunschweig 
Der Oberbürgermeister 

I. V. 
Zwafelink 

Stadtbaurat 
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Neunte Satzung 
zur Änderung der Satzung 

über den Betrieb und die Gebühren der Feuerbestattungsan-
lage 

der Stadt Braunschweig 
(Betriebs- und Gebührenordnung der Feuerbestattungsan-

lage) 
 
Auf Grund des § 7 der Verordnung zur Durchführung des Feuer-
bestattungsgesetzes vom 10. August 1938 (RGBl. I S. 1000) in 
der jetzt gültigen Fassung (Nds. GVBl. S b II S. 280), der §§ 6, 8 
und 83 der Niedersächsischen Gemeindeordnung (NGO) in der 
Fassung vom 22. August 1996 (Nds. GVBl. S. 382), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 22. April 2005 (Nds. GVBl. S. 110) 
und der §§ 1, 2, 4 und 5 des Niedersächsischen Kommunalab-
gabengesetzes (NKAG) in der Fassung vom 11. Februar 1992 
(Nds. GVBl. S. 29), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
20. November 2001 (Nds. GVBl. S. 701),hat der Rat der Stadt 
Braunschweig in seiner Sitzung am 5. Juli 2005 folgende Sat-
zung beschlossen: 

Artikel I 

Die Satzung über den Betrieb und die Gebühren der Feuerbe-
stattungsanlage der Stadt Braunschweig (Betriebs- und Gebüh-
renordnung der Feuerbestattungsanlage) vom 21. Mai 1974 
(Amtsblatt für die Stadt Braunschweig Nr. 11 vom 
10. Dezember 1974, S. 49), zuletzt geändert durch die 
8. Satzung zur Änderung der Satzung über den Betrieb und die 
Gebühren der Feuerbestattungsanlage der Stadt Braunschweig 
(Betriebs- und Gebührenordnung der Feuerbestattungsanlage) 
vom 11. Dezember 2001 (Amtsblatt für die Stadt Braunschweig 
Nr. 1 vom 7. Januar 2002, Seite 3) wird wie folgt geändert: 
 
Der § 12 erhält folgende Fassung: 
 
„Gebührentarif 
 
A Gebühren im hoheitlichen Bereich (ohne Umsatzsteu-

er) 
 
1. Aufbahrung einer Leiche                           58,00 € 
2. Benutzung Feierhalle 
a) Feierhalle I                                              270,00 € 
b) Feierhalle II                                             170,00 € 
 

B Umsatzsteuerpflichtige Gebühren gem. § 12 des 
Umsatzsteuergesetzes 
 

1. Aufbewahrung einer Leiche infolge Verzögerung der 
Einäscherung auf Veranlassung der Hinterbliebenen 
über mehr als 3 x 24 Stunden nach Erteilung der Ein- 
äscherungsgenehmigung; für den vierten und jeden wei-
teren angefangenen Tag 

a) Erwachsene                                                 32,33 € 
b) Kinder bis zu zehn Jahren                            20,00 € 
 
Die gleichen Gebühren werden für jeden angefange-
nen Tag der Aufbewahrung erhoben, wenn die Leiche 
ohne Einäscherung wieder ausgeliefert wird. 
 
2. Einäscherung (einschließlich einer Aschenurne) 
a) Erwachsene                                              263,79 €  
b) Kinder bis zu zehn Jahren                        100,00 €  

 
3. Aufbewahrung einer Urne 
a) bis zu vier Wochen nach der Einäscherung             
                                                               gebührenfrei 
b) für die fünfte Woche                                  16,04 € 

c) für die sechste und jede weitere  
     angefangene Woche                                   6,04 € 
 
 
 

4. Urnenversand                                             40,52 €  
 
Für die in Teil B aufgeführten Gebühren wird die Um-
satzsteuer gem. § 12 des Umsatzsteuergesetzes hin-
zugerechnet. 

 
C Die Stadt kann von der Erhebung der Gebühren ganz 

oder teilweise absehen oder sie ganz oder teilweise 
erlassen, wenn deren Erhebung oder Einziehung nach 
Lage des einzelnen Falles unbillig ist.“ 

Artikel II 

 
Inkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt am 15. Juli 2005 in Kraft. 
 
Braunschweig, den 6. Juli 2005 
 

Stadt Braunschweig 
Der Oberbürgermeister 

I. V. 
 

Zwafelink 
Stadtbaurat 

 
Vorstehende Satzung wird hiermit bekannt gemacht. 
 
Braunschweig, den 6. Juli 2005 
 
 

Stadt Braunschweig 
Der Oberbürgermeister 

I. V. 
 

Zwafelink 
Stadtbaurat 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Herausgegeben vom Rechtsreferat der Stadt Braunschweig. Erscheint nach Bedarf. 
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